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1 Ausgangslage 

1.1 Anlass 

Die rechtskräftige Bau- und Zonenordnung (BZO) der Gemeinde Uetikon am See besteht 

aus der Grundordnung (Bauordnung mit zugehörigem Zonenplan), sieben Ergänzungsplä-

nen zu den Kernzonen und acht Ergänzungsplänen für die Wald- und Gewässerabstandsli-

nien sowie die Aussichtsschutzpunkte und -bereiche. Die letzte Gesamtrevision der BZO 

wurde von der Gemeindeversammlung am 16. Mai 1994 festgesetzt und von der Baudirek-

tion mit Verfügung-Nr. 3642 vom 7. Dezember 1994 genehmigt.  

Die BZO wurde seither mehrfach teilrevidiert, letztmals im Jahr 2021 (Teilrevision Chance 

Uetikon). Dabei wurde die BZO für die Umsetzung des Masterplans und des Richtkonzepts 

«Chance Uetikon» angepasst. 

Die kommunale Richtplanung der Gemeinde Uetikon am See besteht aus den Teilrichtplä-

nen Verkehr, Siedlung und Landschaft sowie öffentliche Bauten und Anlagen. Die Gemein-

deversammlung hat die kommunale Richtplanung am 22. März 2010 festgesetzt; die Ge-

nehmigung durch die Baudirektion erfolgte mit Verfügung-Nr. 29/2011 vom 28. Januar 

2011. Der kommunale Richtplan Siedlung und Landschaft, Verkehr sowie öffentliche Bauten 

und Anlagen wurde letztmals im Jahr 2021 als Bestandteil der Teilrevision Chance Uetikon 

teilrevidiert (Festsetzung Gemeindeversammlung vom 13. September 2021; Verfügung BD 

Nr. 1305/21 vom 21. März 2022). 

Die Anpassungen an den planerischen und gesetzlichen Grundlagen – insbesondere revi-

diertes kantonales Planungs- und Baugesetz sowie zugehörige Verordnungen – bedingen 

eine Überprüfung der kommunalen Nutzungsplanung. Im Rahmen der vorliegenden Pla-

nung erfolgt eine Überprüfung der Nutzungsplanung anhand der neuen übergeordneten 

Grundlagen.  

1.2 Gegenstand der BZO-Revision 2024 

Zu den Schwerpunkten der Revision zählen die folgenden Themen:  

1. Umsetzung der Harmonisierung der Baubegriffe in der BZO gemäss Auftrag aus dem 

Planungs- und Baugesetz (PBG)  

2. Behebung von Vollzugsproblemen und zweckmässige Kürzung der BZO-Vorschriften, 

inkl. Erstellung einer Vollzugshilfe: Die rechtskräftige BZO beinhaltet kritische oder 

nicht mehr zeitgemässe Punkte, woraus sich ein Bedarf für eine Überarbeitung ergibt. 

3. Überprüfung und Anpassung der Kernzonenvorschriften, inkl. Behandlung 

Einzelinitiative Heilig (vgl. nachfolgender Absatz sowie Handlungsanweisung aus dem 

kommunalen Richtplan, beschrieben in Kapitel 10) 

4. Punktuelle Überprüfung und Nachführung des Zonenplans aufgrund der Revision der 

kantonalen und regionalen Nutzungszonen / der statischen Waldgrenzen 

5. Neugestaltung Bahnhof Uetikon: Schaffung der planungsrechtlichen Grundlagen für die 

Umsetzung der Ergebnisse aus der Vorstudie Bahnhofsareal Uetikon 

6. Überprüfung Handlungsbedarf betreffend privater Gestaltungsplan Clienia Bergheim 

(siehe Kapitel 10) 

Umfang und Stand 
Nutzungsplanung  

Umfang und Stand  
kommunale Richtplanung 

Anpassung aufgrund neuer  
übergeordneter Grundlagen 

Zu behandelnde Themen 
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7. Kommunaler Mehrwertausgleich: Es gilt zu prüfen, ob der kommunale 

Mehrwertausgleich auf Um- und Aufzonungen einzuführen ist. Ggf. ist der Abgabesatz 

und die Freifläche zu bestimmen.  

8. Aufhebung der Gewässerabstandslinien: Mit der Festlegung des Gewässerraums ist die 

Aufhebung der Gewässerabstandslinien zu prüfen und ggf. zu vollziehen.  

9. Prüfung der Aussichtsschutzpunkte und -bereiche gemäss Ergänzungsplan mit RRB Nr. 

872/1985. 

Dem Gemeinderat wurde eine Einzelinitiative für eine bessere Nutzung des 

Dachgeschosses eingereicht. Gemäss dem Initiativbegehren sollen die Bestimmungen unter 

Art. 11 und 12 BZO, Gestaltungsvorschriften für die Kernzone K1 bzw. K2, Abs. 3, wie folgt 

ersetzt werden:  

Einzelne in der Dachfläche liegende Fenster sind bis zu einer Glaslichtfläche, welche einen 

gesetzeskonformen Dachgeschossausbau mit Wohnungen ermöglichen, ohne 

Grössenbeschränkung zugelassen. In der Regel mind. 10% der Bodenfläche.  

Auf die Festlegung einer maximalen Glaslichtfläche soll künftig verzichtet werden.  

Weiter verlangt die Initiative, dass Art. 11 Abs. 4 BZO, Fassaden, der Begriff 

«Holzjalousieläden» durch «Jalousieläden» zu ersetzen ist.  

Der Gemeinderat hat die Initiative am 13. Juli 2023 für gültig erklärt. 

Mit Schreiben vom 10. Juni 2024 bzw. vom 6. November 2024 beantragten Eigentümer 

unterschiedlicher Parzellen dem Gemeinderat Mantellinien auf deren jeweiliger 

Grundstücke in der Kernzone Grüt (K2) festzulegen. Die Antragsteller begründen ihr 

Anliegen damit, dass das Grundstück - obschon es einer Bauzone zugewiesen ist - nicht 

überbaut werden dürfe. Im Sinne einer Siedlungsentwicklung nach innen sollten die 

baulichen Möglichkeiten ausgeschöpft werden können.  

Gemäss dem rechtskräftigen Kernzonenplan Grüt ist auf einzelnen Parzellen in der 

Kernzone Grüt keine Mantellinie festgelegt. Nach Art. 6 BZO begrenzen Mantellinien den 

möglichen überbaubaren Teil eines Grundstücks. Klein- und Anbauten dürfen auch 

ausserhalb von Mantellinien erstellt werden.  

Eine Umsetzung der beantragten Festlegung von Mantellinien bedingt eine vertiefte 

Auseinandersetzung mit allen Möglichkeiten zur Innenentwicklung. Die laufende BZO-

Revision hat nicht zum Ziel, die Potenziale zur Siedlungsentwicklung nach innen zu prüfen 

und zweckmässig umzusetzen.  Daher ist der Gemeinderat auf die Anträge nicht 

eingetreten.  

Die Vorlage BZO-Revision 2024 umfasst die folgenden Planungsinstrumente:  

– BZO-Synopse 

– Änderung Zonenplan 

– Änderung Kernzonenplan Langenbaum / Kirche 

– Ergänzungsplan Quartiererhaltungszone Forbüel 

– Bericht nach Art. 47 RPV (vorliegend) 

Im Rahmen der vorliegenden BZO-Revision erfolgt keine Gesamtüberprüfung der 

kommunalen Nutzungsplanung. Einwendungen können lediglich zu den Änderungen an der 

Einzelinitiative betr. bessere 
Nutzung Dachgeschoss 

Antrag Festlegung von 
Mantellinien in der Kernzone 
Grüt  

Bestandteile  

Nicht Bestandteil dieser 
Revision 
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BZO vorgebracht werden. Nicht Bestandteil der BZO-Revision 2024/25 sind die detaillierte 

Analyse der schützenswerten Teile des Ortsbildes (Kernzonen). An den Kernzonenplänen 

werden im Rahmen der vorliegenden Teilrevision keine Änderungen vorgenommen. Eine 

Ausnahme bildet der Kernzonenplan Langenbaum / Kirche. Die Planung Neugestaltung 

Bahnhof Uetikon bedingt eine Ergänzung des Kernzonenplans (vgl. Kapitel 4.1und 5.2).  

Die Baudirektion hat alle Kleinsiedlungen im Kanton Zürich hinsichtlich ihrer Lage, Nutzung 

und Bedeutung überprüft. Einzelne Kleinsiedlungen sollen neu einer Weiler- oder 

Landwirtschaftszone zugewiesen werden. Die Überprüfung betrifft auch Kleinsiedlungen in 

Uetikon am See. Die Revision des kantonalen Richtplans sowie die PBG-Revision zu den 

Kleinsiedlungen ausserhalb Bauzonen wurde zwischen Dezember 2023 und März 2024 

öffentlich aufgelegt. Da die Vorlage noch nicht vom Kantonsrat festgesetzt wurde, erfolgt 

keine diesbezügliche Anpassung an der Nutzungsplanung im Rahmen der laufenden 

Teilrevision.  

Weiter werden keine expliziten Massnahmen im Sinne der Siedlungsentwicklung nach 

Innen vollzogen.  

1.3 Zielsetzungen 

Mit der vorliegenden Teilrevision der Nutzungsplanung wird die BZO hinsichtlich der neuen 

übergeordneten Grundlagen überprüft und, soweit zweckmässig und angemessen, ange-

passt. Aktuelle Planungen, wie die Neugestaltung Bahnhof Uetikon, werden berücksichtigt. 

Zudem erfolgen eine Kürzung und Präzisierung der BZO-Vorschriften, um leicht verständli-

che und möglichst klare Rechtsnormen zu bieten.  



 

Teilrevision der Nutzungsplanung: 
BZO-Revision 2024/25 | Bericht nach Art. 47 RPV

PLANAR 8 / 39 

2 Übergeordnete Rahmenbedingungen 

2.1 Bund 

Das Areal der Chemischen Fabrik in Uetikon am See ist im Bundesinventar der schützens-

werten Ortsbilder der Schweiz (ISOS) aufgeführt. Es handelt sich um eine historisch bedeu-

tende Industrieanlage am Zürichsee mit dicht gedrängten, wertvollen Industriegebäuden 

sowie zugehörigen Fabrikantenvillen und Angestelltenwohnhäusern. Ebenfalls im ISOS ver-

zeichnet sind die angrenzenden Gebiete oberhalb bis zur Kirche sowie der Bereich Schiff-

lände/Haab. 

 

Abbildung 1: Aufnahmeplan Chemische Fabrik, Uetikon, mit ISOS-Perimeter (Quelle: ISOS, Bundesamt 
für Kultur BAK, Sektion Heimatschutz und Denkmalpflege, 2. Fassung 07.2011) 

Das revidierte Gewässerschutzgesetz (GSchG, SR 814.20) und die revidierte Gewässer-

schutzverordnung (GSchV, SR 814.201) traten im Jahr 2011 in Kraft. Mit diesen gesetzlichen 

Grundlagen verpflichtet der Bund die Kantone entlang von Seen, Flüssen und Bächen einen 

sogenannten Gewässerraum festzulegen und vor Überbauung zu schützen. Im Kanton Zü-

rich sind die Grundsätze und Verfahren zur Gewässerraumfestlegung in der Verordnung 

über den Hochwasserschutz und die Wasserbaupolizei (HWSchV, LS 724.112) geregelt. Ge-

mäss § 15ff. HWSchV sind die Gemeinden für die Erarbeitung des Gewässerraums an kom-

munalen Gewässern zuständig. Die Gewässerräume der kommunalen Fliessgewässer in 

Uetikon am See wurden mit Verfügung Nr. BD01263605 am 14. Februar 2024 durch die 

Baudirektion festgelegt.  

ISOS 
Bundesinventar der schützens-
werten Ortsbilder der Schweiz 

Gewässerschutz 
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2.2 Kanton 

Im kantonalen Richtplan finden sich keine für die vorliegenden Planung relevanten Inhalte.  

Die IVHB ist ein Vertrag zwischen den Kantonen mit dem Ziel, die wichtigsten Baubegriffe 

und Messweisen gesamtschweizerisch zu vereinheitlichen. Die Gesetzesänderungen betref-

fen das Planungs- und Baugesetz (PBG), die Allgemeine Bauverordnung (ABV), die Bauver-

fahrensverordnung (BVV) und die Besondere Bauverordnung II (BBV II). Die kantonalen Ge-

setzesänderungen traten am 1. März 2017 in Kraft. Die Gemeinden haben bis am 29. Feb-

ruar 2028 Zeit, um ihre BZO an die neuen Begriffe und Messweisen anzupassen. 

Im März 2013 hat die Stimmbevölkerung die Revision des Raumplanungsgesetzes (RPG) an-

genommen. Dieses schreibt den Kantonen vor, den Ausgleich von Planungsvor- und Nach-

teilen zu regeln. Mit dem kantonalen Mehrwertausgleichsgesetz (MAG) und der Mehrwert-

ausgleichsverordnung (MAV) wurde diese Vorgabe im Kanton Zürich umgesetzt. Das MAG 

und die MAV sind per 1. Januar 2021 in Kraft getreten. Während der Kanton eine Mehr-

wertabgabe von 20 % auf Einzonungen erhebt, können Gemeinden eine kommunale Ab-

gabe von 0 bis 40 % auf Mehrwerte von Um- und Aufzonungen erheben. Die Frist zur Um-

setzung des kommunalen Mehrwertausgleichs in der BZO läuft bis zum 25. März 2025. Ne-

ben einer rein monetären Abgabe existiert das Instrument des städtebaulichen Vertrags. 

Dieses ermöglicht massgeschneiderte Lösungen zu Gunsten der Allgemeinheit, wie bei-

spielsweise die Erstellung von öffentlichen Spielplätzen oder die Aufwertung des Strassen-

raumes etc. Wird auf den Mehrwertausgleich verzichtet, können auch keine städtebauli-

chen Verträge abgeschlossen werden. Bevor der Mehrwert vollzogen werden kann, muss 

dieser in der BZO geregelt sein. 

Die Stimmberechtigten des Kantons Zürich haben im November 2021 die Änderung des 

kantonalen Energiegesetzes (EnerG) angenommen. Das revidierte EnerG trat am 1. Sep-

tember 2022 in Kraft. Das Gesetz fordert unter anderem, dass bei Neubauten ein Teil des 

benötigten Stroms selbst produziert wird. Den Eigenstrombedarf kann beispielsweise mit 

einer Wärmepumpe oder Solaranlagen (teilweise) gedeckt werden. Weiter hat der Regie-

rungsrat verschiedene Verfahrenserleichterungen für Solaranlagen beschlossen, welche 

seit dem 1. Januar 2023 gelten. So wird die Erstellung neuer Solaranlagen beschleunigt und 

vereinfacht. Einzig für Solaranlagen auf Kultur- oder Naturdenkmälern von kantonaler oder 

nationaler Bedeutung, in Kernzonen, im Geltungsbereich eines Ortsbild- oder Denkmal-

schutzinventars oder im Geltungsbereich einer denkmalpflegerischen Schutzanordnung 

muss noch eine Baubewilligung eingeholt werden. Genügend angepasste Anlagen zur Nut-

zung erneuerbarer Energien sind zu bewilligen, sofern nicht überwiegende öffentliche Inte-

ressen entgegenstehen. Bis Ende November 2024 war zudem eine weitere Teilrevision des 

EnerG in Vernehmlassung. Die aktuelle Teilrevision des EnerG sieht unter anderem eine 

Vorgabe zur Ausrüstung grosser Dächer mit Solaranlagen vor.  

Die Baudirektion Kanton Zürich ist für die Nachführung des Plans der kantonalen und regio-

nalen Nutzungszonen zuständig. Der Situationsplan legt neben der statischen Waldgrenze 

die kantonalen Landwirtschafts- und Freihaltezonen fest. Die Festlegungen wurden gesamt-

haft überprüft und der Plan mit Verfügung Nr. 0924 vom 12. Januar 2022 festgesetzt. Mit 

der Bereinigung der Waldgrenzen sind zwischen der neuen Waldgrenze und einer angren-

zenden kommunalen Nutzungszone Lücken entstanden. Diese sogenannten nicht zonierten 

Kantonaler Richtplan 

Interkantonale Vereinbarung 
über die Harmonisierung der 
Baubegriffe (IVHB) 

Kantonaler und kommunaler 
Mehrwertausgleich 

Kantonales Energiegesetz 
(EnerG) und  

Kantonale und regionale Nut-
zungszonen / statische Wald-
grenzen 
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Flächen sind noch keiner Nutzungszone zugewiesen. Mit der Festlegung wurde die Ge-

meinde Uetikon am See eingeladen, in der nächsten Revision der kommunalen Nutzungs-

planung eine entsprechende Abstimmung vorzunehmen und nicht zonierten Flächen einer 

geeigneten kommunalen Zone zuzuweisen (gestützt auf § 46 Abs. 2 PBG). 

Die Vorlage umfasst eine Teilrevision des PBG sowie Anpassungen am Einführungsgesetz 

zum Zivilgesetzbuch. Mit der PBG-Revision werden den Gemeinden mehr Möglichkeiten ge-

boten, ihr Siedlungsgebiet auf das verändernde Klima anzupassen. So können Gemeinden 

in ihrer Bauordnung beispielsweise Qualitätsanforderungen an Grünflächen festlegen. 

Es werden Regelungen im PBG zu den folgenden Themen neu aufgenommen bzw. ange-

passt: 

– Sicherung von Kaltluftströmen 

– Baumschutz und Pflicht zu Baumpflanzungen 

– Reduktion der Pflanzabstände 

– Umgebungsgestaltung 

– Gebäude- und Mauerbegrünung 

Die PBG-Revision trat am 1. Dezember 2024 in Kraft. Mit der Inkraftsetzung stellt die Baudi-

rektion den Gemeinden eine Vollzugshilfe und Musterbestimmungen zur Verfügung.  

2.3 Region 

Im regionalen Richtplan Pfannenstil finden sich keine für die vorliegenden Planung relevan-

ten Inhalte.  

2.4 Gemeinde 

Der kommunale Richtplan gibt einen Überblick über die bestehende Siedlungsstruktur und 

geplante raumwirksame Vorhaben. Er zeigt, wie die Vorhaben auf den Bestand abgestimmt 

werden können und welche Siedlungsentwicklung in den nächsten 20 – 25 Jahren ange-

strebt wird. In der Nutzungsplanung sind die relevanten Inhalte zu berücksichtigen. Vorlie-

gend sind insbesondere die nachfolgenden Themen gemäss Kapitel 1.2 relevant:  

Überprüfung und Anpassung der Kernzonenvorschriften (Punkt 3): Im Siedlungs- und 

Landschaftsplan werden die Ortsbildschutzgebiete von kommunaler Bedeutung festgelegt. 

Die Ortsbildschutzgebiete sollen in ihrer Dichte, Gliederung und Geschlossenheit erhalten 

und rücksichtsvoll weiterentwickelt werden. Damit künftig auch zeitgemässe Projekte 

möglich sind, ist zu prüfen, ob die Gestaltungsvorschriften für die Kernzonen K1 und K2 

stärker zu differenzieren sind. Dabei ist an den restriktiveren Vorschriften in den besonders 

ortsbildprägenden Bereichen der Gebiete Chirchbüel und Grossdorf (K1) festzuhalten. Für 

die übrigen Ortsbildschutzgebiete (K2) sind gelockerte Vorgaben denkbar. Die 

Erleichterungen sollen in einem begrenzten Rahmen mehr Gestaltungsspielraum bei der 

Fassaden- und Dachgestaltung ermöglichen, aber auch eine gewisse Öffnung für 

neuzeitliche Bauten signalisieren. 

Punktuelle Übeprüfung und Nachführung Zonenplan (Punkt 4): Gemäss Kapitel 3.4, Kom-

munale Festlegungen Siedlung, soll die zulässige bauliche Dichte in den Wohngebieten 

PBG-Revision «Klimaange-
passte Siedlungsentwicklung» 

Regionaler Richtplan 

Kommunaler Richtplan 
Uetikon am See 

Lockerung der Vorschriften in 
der K2 prüfen 

Keine Massnahmen zur 
Innenentwicklung vorgesehen 
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nicht generell erhöht werden. Weiter heisst es, dass die hohe Wohnqualität mit guter 

Durchgrünung zu erhalten ist.  

Im Siedlungs- und Landschaftsplan werden weiter Wohngebiete mit Strukturerhaltung 

bezeichnet. Der Richtplantext nimmt insbesondere Bezug auf das Gebiet Forbüel, welches 

basierend auf einer privaten Gestaltungsordnung nach einheitlichen Gestaltungsgrundsät-

zen entstanden ist. Diese Gestaltungsordnung, welche die baulichen Spielregeln festlegt, 

soll soweit zweckmässig in das öffentliche Recht überführt werden. 

Gemäss den kommunalen Festlegungen Verkehr (Kapitel 4.4 des Richtplans) ist der Knoten 

Alte Landstrasse/Bergstrasse am Bahnhofplatz verkehrstechnisch zu sanieren. Dabei ist der 

angrenzende Bereiche des Bahnhofareals in das Gestaltungskonzept einzubeziehen. Die 

entsprechende Planung wurde gestartet (siehe nachfolgender Absatz).  

Das Bahnhofsareal in Uetikon am See soll transformiert und aufgewertet werden. Dies auch 

im Hinblick auf das neue erhöhte Personenaufkommen, das aufgrund der geplanten Kan-

tonsschule beim Areal der ehemaligen Chemie Uetikon am See (CU-Areal) entsteht. Dazu 

wurde eine Vorstudie durchgeführt.  

Das zentrale Element der Planung bildet ein neuer Übergang parallel zum Bahngleis, der 

eine niveaufreie Querung der Bergstrasse ermöglicht. Die Alte Landstrasse, die den Bahn-

hof mit dem CU-Areal verbindet, wird für den Fuss- und Veloverkehr aufgewertet, indem 

eine Begegnungszone geschaffen wird. 

Auf dem Bahnhofsareal in Uetikon sind einerseits bauliche Massnahmen am bestehenden 

Bahnhofsgebäude und eine Umnutzung des Güterschuppens vorgesehen. Dabei soll das 

historische Ensemble des Bahnhofsgebäudes zu seinem ursprünglichen Erscheinungsbild 

(freistehender Baukörper) rückgeformt und erneut zum Identitätsträger werden. Anderer-

seits wird am westlichen Eingang des Bahnhofareals eine neue Punktbaute im Bereich der 

bestehenden Parkplätze und der Alten Landstrasse das Ensemble ergänzen. Grosszügige, 

begrünte Aussenräume sollen attraktive Aufenthaltsbereiche schaffen. 

Aus der Vorstudie resultiert der Auftrag zur planungsrechtlichen Sicherstellung der eruier-

ten städtebaulichen Massnahmen. Insbesondere ist der geplante Eingangsbau zu sichern. In 

der Vorstudie wird hierzu die Umzonung des Bahnhofareals in eine Kernzone mit Festle-

gung einer polygonalen Mantellinie postuliert. Die Gebäudehöhe soll maximal 10.5 m be-

tragen. Um ein Mansardflachdach zu ermöglichen, wie sich ein solches auch beim ehemali-

gen Hotel Bahnhof findet, soll auf die Festlegung einer Hauptfirstrichtung verzichtet wer-

den. Weiter wird eine Pflichtbaulinie zum Eingangsbereich vorgeschlagen. 

Spielregeln für 
Quartiererhaltungszone 
Forbüel sichern 

Neugestaltung Bahnhof 
Uetikon (Punkt 5) 

Planung Bahnhofareal Uetikon 
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Abbildung 2: Übersichtsplan Endzustand (rot: Neubauten, blau: Bahnhofsdach, gelb: Bahnhofsgebäude freispielen, violett: Schopf um-
nutzen) (Quelle: Studie Neugestaltung Bahnhof Uetikon, Stand: 15.12.2023) 

Auf dem Grundstück Kat.-Nr. 5028 (10'787 m2) findet sich eine private gerontopsychiatri-

schen Klinik. Die zulässige Bauweise, Gestaltung und Erschliessung sind durch einen priva-

ten Gestaltungsplan gesichert. Der Gemeinderat hat dem Gestaltungsplan am 30. Juni 2011 

zugestimmt. Die Genehmigung durch die Baudirektion erfolgte mit Verfügung Nr. 136 am 1. 

November 2011. Die Erstellung eines Gestaltungsplans war dazumal aufgrund des geplan-

ten Terrassenüberbauung nötig, da gemäss seinerzeitiger BZO Terrassenüberbauungen nur 

mit Gestaltungsplan zulässig waren. Diese Regelung wurde in der Zwischenzeit aufgehoben.  

Das Grundstück lag bei Erstellung des rechtskräftigen privaten Gestaltungsplans Bergheim, 

wie auch heute noch, in der Wohnzone W 1.3 mit einer zulässigen Baumassenziffer (BMZ) 

von 1.3 m3/m2. Auf der Grundlage der damals rechtsgültigen BZO konnte ein Arealüberbau-

ungsbonus von 0.2 m3/m2 beansprucht werden, woraus eine max. BMZ von 1.5 m3/m2 re-

sultierte. Die entsprechende Bestimmung ist mittlerweile, d.h. seit 2014, nicht mehr in der 

BZO enthalten. Die bestehende Überbauung nützt die max. zulässige BMZ von 1.5 m3/m2 

fast vollständig aus. Die Gestaltungsplanvorschriften legen keine max. BMZ fest bzw. ver-

weisen auf das ergänzende Recht, Ziff. 3, Allgemeines, Abs. 3 (Vorbehalten bleibt die jeweils 

gültige Bau- und Zonenordnung der Gemeinde Uetikon am See). Bei einer Aufhebung des 

Gestaltungsplans geht der Bonus verloren. Mit der vorliegenden Teilrevision der Nutzungs-

planung ist zu prüfen, ob die bestehende BMZ planungsrechtlich zu sichern ist.  

Im Ergänzungsplan mit RRB Nr. 872 vom 6. März 1985 finden sich, neben dem Aussichts-

punkt am Kirchrainweg, diverse weitere Aussichtspunkte. Ein Teil dieser Aussichtspunkte 

liegen in einer kommunalen Nutzungszone (Wohnzone W1/1, kommunale Freihaltezone) 

oder in unmittelbarer Nähe zur Bauzone. Die restlichen Aussichtspunkte liegen abseits des 

Siedlungsgebiets.  

Gestaltungsplan Bergheim 

Ergänzungsplan Aussichts-
schutzbereiche und Aussichts-
punkte  
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Die Gewässer- und Waldabstandslinien wurden neu festgesetzt und mit Verfügung Nr. 869 

im Jahr 1999 genehmigt. Nicht Bestandteil des Festsetzungsbeschlusses waren die im Er-

gänzungsplan eingetragenen Aussichtsschutzpunkte und -bereiche. Diese Planinhalte sind 

nach wie vor rechtskräftig.  
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3 Überprüfung und Anpassung Bau- und Zonenordnung 

3.1 Bauordnung 

Die Bauordnung wurde überprüft und wo erforderlich oder angezeigt angepasst. Die neuen 

Artikelnummern können in der synoptischen Darstellung mit den alten Artikelnummern 

verglichen werden. Im vorliegenden Bericht werden die neuen Artikelnummern verwendet. 

Bei Verweisen auf die alte BZO (bisher rechtsgültige BZO) wird die Abkürzung BZOalt ver-

wendet. Nachfolgend werden die Anpassungen und wesentlichen Überlegungen erläutert. 

Die Anpassungen finden sich in der synoptischen Darstellung (BZO-Synopse).  

Die Anpassungen erfolgen nach den folgenden Grundsätzen:  

– Vollzugsprobleme sind soweit möglich zu beheben. Insbesondere unbestimmte Rechts-

begriffe sind zu vermeiden, da diese zu Unklarheiten führen können. 

– Die BZO wird auch im Sinne einer besseren Lesbarkeit vereinfacht.  

– Die BZO ist soweit zweckmässig zu kürzen. Es sind nur noch Bestimmungen aufzufüh-

ren, welche aufgrund der Vorgaben gemäss PBG und der Erfahrungen aus dem Vollzug 

nötig sind.  

Im Rahmen der vorliegenden Teilrevision werden die folgenden Baubegriffe eingeführt. In 

den folgenden Absätzen zu den Bestimmungen wird nicht erneut darauf hingewiesen, wel-

che Baubegriffe explizit ersetzt werden.  

Klein- und Anbauten nach § 2 a der Allgemeinen Bauverordnung (ABV) 

Der Begriff «besondere Gebäude» ist im Rahmen der Harmonisierung der Baubegriffe 

durch Klein- und Anbauten zu ersetzen. Im Gegensatz zu besonderen Gebäuden gilt für 

Klein- und Anbauten neben einer Höhen- auch eine Flächenbeschränkung. Gebäude mit ei-

ner Grundfläche von > 50 m2 bzw. mit einer Gesamthöhe von > 4 m bzw. 5 m gelten als Ge-

bäude.  

Fassadenhöhe nach § 278 PBG 

Der Begriff Gebäudehöhe wird durch die (traufseitige) Fassadenhöhe ersetzt. Im Gegensatz 

zur Messweise der Gebäudehöhe werden bei der Fassadenhöhe die Dachisolation und 

Dachhaut samt Unterkonstruktion z.B. Lattung nicht eingerechnet. Aufgrund der neuen 

Messweise können Gebäude bis zu 0.5 m höher in Erscheinung treten. 

Die Firsthöhe wird durch die giebelseitige Fassadenhöhe ersetzt. Die giebelseitige Fassa-

denhöhe entspricht der traufseitigen Fassadenhöhe + der Firsthöhe.  

Gesamthöhe nach § 281 PBG 

In der Industrie- und Gewerbezone wird die Firsthöhe durch die Gesamthöhe ersetzt. Die 

Gesamthöhe ist der grösste Höhenunterschied zwischen dem höchsten Punkt der Dachkon-

struktion und den lotrecht darunter liegenden Punkten auf dem massgebenden Terrain. 

Auch bei diesem Höhenmass werden die Dachisolation und Dachhaut samt Unterkonstruk-

tion nicht berücksichtigt. Die Gesamthöhe kommt insbesondere bei Industriezonen zum 

Zug, wo es kaum Bauten mit Schrägdächern gibt und auch Attikageschosse die Ausnahme 

sind. Zudem liegen Industriezonen in der Regel eher in der Ebene, dort sind die Unklarhei-

ten bezüglich der Auslegung der Gesamthöhe geringer als am Hang. 

Gesamthafte Überprüfung der 
Vorschriften  

Harmonisierte Baubegriffe 
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Massgebendes Terrain nach § 5 Abs. 1 ABV 

Der Begriff gewachsene Boden wird durch das massgebende Terrain ersetzt. Das massge-

bende Terrain bezeichnet den natürlich gewachsener Geländeverlauf.  

 

In der Zentrumszone wird der Zusatz «Chance Uetikon» gestrichen, da dieser künftig nicht 

mehr von Bedeutung ist.  

Die Wohnzonen W/1.3 und W/2.3, wo mässig störende Betriebe zulässig sind, werden im 

Sinne einer Kürzung der BZO nicht mehr gesondert aufgeführt. Im Zonenplan ist die erleich-

terte Nutzungsart mit der entsprechenden Schraffur gemäss Verordnung über die Darstel-

lung von Nutzungsplänen (VDNP) dargestellt. 

Gestützt auf die Vorgaben der VDNP wird der Zonenplan im Massstab 1:5'000 dargestellt 

(statt 1:2'500).  

Die genaue Abgrenzung der Zonen sowie der Gebiete mit rechtskräftigen Gestaltungsplä-

nen sind im Kataster der öffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschränkungen (ÖREB) definiert. 

Der ÖREB-Kataster ist im kantonalen GIS-Browser (maps.zh.ch) öffentlich zugänglich. 

Bisher dienten Gewässerabstandslinien sowohl der Erreichung des Gewässerschutzes als 

auch ortsbaulichen Zielen. Mit der Einführung des Gewässerraums fallen die Gewässer-

schutz-Funktionen der Gewässerabstandslinien dahin. Aus ortsbaulicher Sicht besteht in 

Uetikon am See kein Bedarf für Gewässerabstandslinien. Die Gewässerabstandslinien wer-

den daher mit der BZO-Revision 2024 aufgehoben.  

Art. 3 wird gestrichen. Die Gebiete mit rechtskräftigen Gestaltungsplänen sind nicht mehr 

im Zonenplan dargestellt, sondern im kantonalen GIS-Browser ersichtlich. 

Aktuelle Dokumente sind nicht mehr beim Bauamt erhältlich, sondern im ÖREB-Kataster 

abrufbar. Gemäss VDNP können bestehende Arealüberbauungen nicht im Zonenplan dar-

gestellt werden.   

3.2 Kommunaler Mehrwertausgleich 

Auch ein Verzicht auf den kommunalen Mehrwertausgleich muss zwingend in der BZO ge-

regelt werden. Im Rahmen der laufenden Teilrevision sind keine Um- und Aufzonungen vor-

gesehen, welche eine kommunale Mehrwertabgabe bedingen würden. Auf eine Siedlungs-

entwicklung nach innen soll derzeit verzichtet werden. Aus diesem Grund verzichtet die Ge-

meinde Uetikon am See auf einen Ausgleich von Mehrwerten, die sich aufgrund von Um- 

oder Aufzonungen ergeben. 

3.3 Kernzonen 

Der Hinweis zu Schutzverfügungen wird im Sinne einer Kürzung der BZO gestrichen, da die 

Bindung des Gemeinwesens bezüglich Schutzobjekten bereits in § 204 Abs. 1 PBG geregelt 

ist. 

In Art. 5 werden neu die Bestimmungen zu den Abweichungen von den Kernzonenvor-

schriften auf die Kernzone K1 erweitert und konkretisiert. Dabei wird unterschieden zwi-

Art.1 Abs. 2 

Art. 2 Abs. 1 

Art. 2 Abs. 2 Ergänzungspläne 

Art. 3 Abs. 1 BZOalt Gestal-
tungspläne / Arealüberbauun-
gen / Inventare 

Art. 3 Abs. 2 BZOalt 

Art. 3 Verzicht kommunaler 
Mehrwertausgleich 

Art. 4 Abs. 4 

Art. 5 Abs. 1 Abweichungen 
und Fachgutachten  
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schen geringfügigen Abweichungen (Abs. 1), Ersatzneubauten (Abs. 2) und weiter gehen-

den Abweichungen (Abs. 3). Geringfügige Abweichungen nach Abs. 1 sind neu auch dann 

zulässig, wenn diese im Interesse der Wohnhygiene (z. B. Belichtung und Belüftung von 

Wohnräumen), des Ortsbildschutzes oder der Verkehrssicherheit sind oder eine Abwei-

chung für eine geänderte Nutzweise erforderlich ist. Geringfügige Abweichungen vom Ge-

bäudeprofil sind namentlich dann möglich, wenn diese den Gewässerraum tangieren. Fach-

gutachten sind bei geringfügigen Abweichungen nicht mehr zwingend nötig.  

In Abs. 2 ist festgehalten, dass der Gemeinderat im Sinne einer qualitätsvollen Entwicklung 

der Kernzone für die Bewilligung von Ersatzneubauten ein Fachgutachten einholen kann. 

Für Abweichungen von der traditionellen Bauweise bedarf es gemäss Abs. 3 in jedem Fall 

eines Fachgutachtens.  

Einzelne Mantellinien in den Kernzonenplänen Grossdorf, Langenbaum / Kirche und Müli 

tangieren den Gewässerraum. Grundlegende Konflikte zwischen Ortsbildschutz, Innenent-

wicklung und weiteren öffentlichen Interessen, bspw. mit den Aspekten des Gewässer-

raums sowie der Verkehrssicherheit werden auf Stufe Ortsplanung bzw. in einer separaten 

Teilrevision behandelt. Mit der vorliegenden Teilrevision wird die Bestimmung lediglich mit 

einem Hinweis zu den Gewässerräumen ergänzt.  

Die bisherige Regelung hatte in der Vergangenheit zur Folge, dass grundsätzlich eine Ersatz-

baupflicht in den Kernzonen zwingend erforderlich war, unabhängig von der Bedeutung des 

Gebäudes für das Ortsbild. Die Wesensgleichheit musste in jedem Fall erfüllt sein. Eine 

grundsätzliche Wesensgleichheit ist aber aus Sicht Ortsbildschutz nicht zielführend und 

zweckmässig. Die Bestimmung wurde daher angepasst. Eine Ersatzbaupflicht gilt neu nur 

noch, sofern sich die bestehende Baute gut ins Ortsbild einordnet. 

Die Bestimmung betreffend den Abbruch von baulichen Bestandteilen der Umgebungsge-

staltung kam im Vollzug nicht zur Anwendung. Es ist auch nicht klar, was unter «bauliche 

Bestandteile der Umgebungsgestaltung» zu verstehen ist. Die Bestimmung wird daher ge-

löscht und der nachfolgende Absatz angepasst. Zudem ist mit der PBG-Revision Klimaange-

passte Siedlungsentwicklung in § 309 Abs. 1 lit. o PBG neu geregelt, wann es einer bau-

rechtlichen Bewilligung bei Veränderung der Umgebungsgestaltung bedarf.  

Der Artikel wird für Aussenrenovationen präzisiert. In den Kernzonen können die Gemein-

den Aussenrenovationen mit Farbänderungen für bewilligungspflichtig erklären. Die Befrei-

ung von der Bewilligungspflicht entbindet jedoch gemäss § 2 Abs. 2 BVV nicht von der 

Pflicht, die Vorschriften des materiellen Rechts einzuhalten. Somit ist die Gestaltungsvor-

schrift von § 238 Abs. 2 PBG auch dann einzuhalten, wenn für den Fassadenanstrich keine 

Baubewilligung einzuholen ist. (VB.2007.00134, E 2.1).  

Die Einordnung von Solaranlagen ist auf Bundesebene abschliessend geregelt. Die Baube-

willigungsbehörden haben im Baubewilligungsverfahren weiterhin die Möglichkeit, im Ein-

zelfall Gestaltungsauflagen zu machen, die über die Anforderungen der genügenden Ange-

passtheit hinausgehen. Voraussetzung ist, dass überwiegende öffentliche Interessen solche 

Gestaltungsauflagen erfordern und rechtfertigen. Gestaltungsauflagen müssen verhältnis-

mässig sein und müssen den Förderzweck von Art. 18a RPG grösstmöglich beachten. 

Es wird ein neuer Absatz zu den Gestaltungsvorschriften in Kernzone K1 zu Materialecht-

heit eingeführt. Im Vollzug haben Aluläden und Alufenster jeweils zu Diskussionen geführt. 

Art. 6 Abs. 1 Lage und Ausnüt-
zung 

Art. 6 Abs. 3 und 4 Umbauten 
und Ersatzbauten sowie neue 
Hauptgebäude 

Art. 7 Abs. 1 Abbruch 

Art. 8 Fassadenänderungen 

Art. 10 BZOalt Solaranlagen 

Art. 11 Abs. 1 Materialechtheit 
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Aluminium an Fensterläden und Fensterrahmen sind nicht als traditionelle Materialien zu 

betrachten und werden lediglich in der Kernzone K2 zugelassen, mit Ausnahme von 

Schutzobjekten. In der Vollzugshilfe wird der Begriff «traditionell» erläutert. 

Unbestimmte Rechtsbegriffe sollen nur ausnahmsweise verwendet werden und nur dann, 

wenn der Baubehörde ein Beurteilungsspielraum (Auslegung) gewährt werden soll. Ansons-

ten kommt Art. 5, Abweichungen und Fachgutachten, zu tragen. Der Begriff «In der Regel» 

wird in der Bestimmung daher gelöscht.  

Die Neigungswinkel haben sich bewährt und sind beizubehalten. Es wird grundsätzlich 

keine Verschärfung der BZO angestrebt. Aufschieblinge werden neu nicht mehr verlangt, 

können aber zugelassen werden.  

Nach § 292 PBG gilt für Dachaufbauten Nachfolgendes: Wo kein geringeres oder grösseres 

Mass bestimmt ist, dürfen Dachaufbauten, ausgenommen Kamine, Anlagen zur Nutzung 

von Sonnenenergie und kleinere technisch bedingte Aufbauten, insgesamt nicht breiter als 

die Hälfte der betreffenden Fassadenlänge sein, sofern sie 

a. bei Schrägdächern über die tatsächliche Dachebene hinausragen, 

b. bei Flachdächern das vorgeschriebene Mass der Rückversetzungen unterschreiten. 

Für alle Bauzonen der Gemeinde Uetikon am See galt bislang eine maximal zulässige Ge-

samtbreite der Dachaufbaute von 1/3 der Fassadenlänge. An diesem Mass wird in der Kern-

zone K1 festgehalten, um das Bild der Dachlandschaft möglichst zu erhalten.   

Die Bestimmung zu den Dachflächenfenstern in der Kernzone K1 wird konkretisiert. Beim 

Begriff «einzelne» handelt es sich um einen unbestimmten Rechtsbegriff, welcher im Sinne 

eines einfacheren Vollzugs neu klar geregelt wird. «Einzelne» entspricht gemäss Bewilli-

gungspraxis einem Anteil von rund 1% der Glaslichtfläche zur Dachfläche. Im Sinne einer 

besseren Nutzbarkeit des Dachgeschosses wird das Mass auf 2% erhöht. Die maximale 

Glaslichtfläche wird an ein gängiges Mass (Velux) angeglichen. In der Kernzone K1 wird die 

maximal zulässige Glaslichtfläche von 0.25 m2 auf 0.30 m2 erhöht. Geringfügige Abweichun-

gen von diesen Massen sind insbesondere bei Indach-Solaranlagen zulässig. 

Das Adjektiv «hochformatig» wird durch einen Fachbegriff («hochrechteckig») ersetzt.  

Terrainveränderungen sind unabhängig von der Definition des massgebenden Terrains zu 

beurteilen. Die Beurteilung ist auf das ursprünglich gewachsene Terrain abzustützen.  

Es erfolgt eine Anpassung nach dem Grundsatz «möglichst keine unbestimmten Rechtsbe-

griffe mehr».   

In den Kernzonen finden sich einige schöne Beispiele mit einer Einzäunung mit horizontalen 

Elementen, insbesondere bei ursprünglichen Strassenräumen. Daher soll diese Gestaltung 

künftig zugelassen werden. 

Der neue § 238a PBG verlangt, dass die Aussenraumgestaltung auch einen ökologischen 

Wert aufzuweisen hat. § 238a PBG ist direkt anwendbar. Eine Qualifizierung als ökologisch 

wertvolle Grünfläche bedingt, dass Pflanzenarten standortangepasst sind, um widerstands-

fähige, langlebige Grünflächen möglichst zu gewährleisten. Zudem soll die Begrünung 

mehrheitlich aus einheimischen Pflanzenarten bestehen. Einheimische Pflanzenarten bie-

Art. 11 Abs. 2 Dächer 

Art. 11 Abs. 3 Dachaufbauten 
und -einschnitte 

Art. 11 Abs. 4 Dachflächen-
fenster 

Art. 11 Abs. 5 Fassaden 

Art. 11 Abs. 6 Terrainverände-
rungen 

Art. 11 Abs. 7 Mauern und Ein-
zäunungen 

Art. 11 Abs. 8 Vorgärten und 
Vorplätze 
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ten aufgrund des Futter- und Lebensraumangebots in der Regel einen höheren ökologi-

schen Wert. Die Anweisung «einheimische Arten von Bäumen und Hecken sind anzustre-

ben» kann somit im Sinne einer Kürzung der BZO gestrichen werden. 

Weiter erfolgt eine Anpassung aufgrund von Vollzugsproblemen. Daher sind Betonpfläste-

rungen nicht mehr zulässig.  

Auch in der Kernzone K2 werden Aufschieblinge nicht mehr verlangt, können aber zugelas-

sen werden. 

Im Sinne einer Lockerung der Vorgaben in der K2 wird die zulässige Breite von Dachaufbau-

ten von einem Drittel auf die Hälfte der betreffenden Fassadenlänge erhöht. Eine entspre-

chende Regelung in der BZO ist nicht nötig.  

In der Kernzone K2 wird die maximal zulässige Glaslichtfläche von 0.45 m2 auf 0.50 m2 er-

höht. Der zulässige Anteil der Dachflächenfenster an der jeweiligen Dachfläche wird auch in 

der K2 bei 2% festgelegt.  

Gestützt auf die Formulierung in der Kernzone K1 und im Sinne einer Lockerung der Vorga-

ben in der K2 sind bestehende Vorgärten möglichst zu erhalten.  

Der Absatz zur Abweichung von den Gestaltungsvorschriften in der Kernzone K2 wird ge-

strichen. Diese Bestimmung wird neu im Art. 4 Abs. 3 für beide Kernzonen geregelt. 

3.4 Quartiererhaltungszonen 

Dem Auftrag aus dem kommunalen Richtplan Siedlung und Landschaft wird nachgekom-

men und die Gestaltungsordnung in der Quartiererhaltungszone Forbüel wird in das öffent-

liche Baurecht überführt. Die Höhenlagen der Firste sind neu im Ergänzungsplan Quartier-

erhaltungszone Forbüel festgelegt (siehe Kapitel 5.3). Für die Festlegung der Masse wurden 

die bestehenden Höhenmasse vor Ort mittels Drohnenaufnahmen erfasst. Die Regelung zur 

Mehrhöhe von +0.5 m wird beibehalten. 

Die Adjektive «grell» und «aufdringlich» wurden im Vollzug in deren Bedeutung gleichge-

setzt. Der Begriff «aufdringlich» suggeriert ein subjektives Empfinden. Hingegen ist eine 

grelle Farbgebung eindeutiger definiert.  

Die Pflicht zur Pflanzung von einheimischen, standortgerechten Arten ist seit der Inkraftset-

zung der PBG-Revision Klimaangepasste Siedlungsentwicklung, in § 238 Abs. 5 PBG hinrei-

chend geregelt und wird deshalb aus der BZO gestrichen.  

3.5 Zentrumszonen 

Die Bezeichnung «Chance Uetikon» bezieht sich auf den Masterplan, welcher mittlerweile 

umgesetzt ist. Die Bezeichnung kann gelöscht werden.   

3.6 Wohnzonen 

Die im Gestaltungsplan Bergheim bewilligte Baumassenziffer von 1.5 m3/m2 auf dem Areal 

des Clienia Bergheims wird in der BZO gesichert. Gemäss VDNP kann mittels einer überla-

gernden Festlegung das Nutzungsmass erleichtert werden. Die Festlegung erfolgt im Zo-

nenplan sowie in Art. 14 Abs. 1 der BZO. 

Art. 12 Abs. 1 Dächer 

Art. 12 Abs. 2 Dachaufbauten 

Art. 12 Abs. 3 Dachflächen-
fenster 

Art. 12 Abs. 6 Umgebungsge-
staltung 

Art. 12 Abs. 7 BVOalt  

Abweichungen 

Art. 13 Abs. 2 max. Höhenpro-
fillinie  

Art. 13 Abs. 4 Farbgebung 

Art. 13 Abs. 5 Baum- und He-
ckenarten 

Art. 13a  

Art. 14 Abs. 1 Baumassenziffer 
W/1.3 
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Die zulässige Gebäudelänge wird auf der Grundlage des flächenkleinsten Rechteckes nach 

§ 28 ABV nachgewiesen. Die Nachweise sind regelmässig falsch oder gar nicht vorhanden. 

Anhand von Skizzen im Anhang zur Bauordnung oder in der Wegleitung ist die Messweise 

bzw. Berechnungsweise zu erläutern.  

Im Sinne des Nachbarschaftsschutzes (Aussicht nicht zusätzlich einschränken), werden die 

traufseitigen Fassadenhöhen gegenüber dem bisherigen Mass der Gebäudehöhe um 0.5 m 

reduziert. Die Reduktion soll runde Zahlen ergeben.  

Nach § 238a Abs. 1 PBG (neu) sind Vorgärten und andere geeignete Teile des Gebäudeum-

schwungs in angemessenem Umfang als ökologisch wertvolle Grünflächen zu erhalten oder 

herzurichten. Mit der Festlegung einer Grünflächenziffer in allen Bauzonen soll der Vollzug 

erleichtert werden und es werden klarere Bedingungen geschaffen. Das Mass von 30% 

wurde punktuell überprüft und wird als grundsätzlich zweckmässig und anwendbar erach-

tet.  

In der BZO wird die max. zulässige Anzahl Vollgeschosse nicht geregelt. Um eine massive 

Abgrabung von Vollgeschossen zu unterbinden, soll die Regelung neu nicht nur auf Unter-, 

sondern auch auf Vollgeschosse Anwendung finden. 

Mit der Einführung des definierten Begriffs projizierte Fassadenlinie (nach § 6b ABV) wird 

der Vollzug vereinfacht. 

Die Formulierung «sichtbar wird» hat dazu geführt, dass Blumentröge etc. vor die Fassade 

gestellt wurden, um die Höhe ab der sichtbaren Fassade zu messen. Da der Absatz keinen 

Mehrwert bietet, wird die Bestimmung im Sinne der angestrebten Vereinfachung ersatzlos 

gestrichen. 

Die Bestimmung wird präzisiert.  

Klein- und Anbauten sind in § 2a Abs. 1 und 2 ABV definiert und entsprechen der vorliegen-

den Bestimmung. § 270 Abs. 1 PBG regelt den Grenzabstand von 3.5 m. Der Absatz zu 

Klein- und Anbauten kann daher im Sinne einer Kürzung der BZO gestrichen werden. 

Die Regelung eines Mehrlängenzuschlags stellt eine Einschränkung mit geringem Mehrwert 

dar. Der Mehrlängenzuschlag wird im Sinne eines besseren Anordnungsspielraums ersatz-

los gestrichen. 

Gebiete, in denen nur mässig störende Betriebe zulässig sind, werden nicht mehr mit einer 

vertikalen Schraffur gekennzeichnet, sondern mit der überlagernden Festlegung «Betriebs-

art erleichternd». Die Bestimmung wird basierend auf den übergeordneten Darstellungs-

vorgaben gemäss VDNP angepasst. 

3.7 Industriezone und Gewerbezone 

Im Rahmen der Harmonisierung der Baubegriffe wird die Freiflächenziffer durch die Grün-

flächenziffer ersetzt. Nach § 257 Abs. 2 PBG wird die Grünflächenziffer wie folgt definiert: 

«Als anrechenbare Grünfläche gelten natürliche oder bepflanzte Bodenflächen eines 

Grundstücks, die nicht versiegelt sind und die nicht als Abstellflächen dienen.»  

Art. 14 Abs. 1 Gebäudelänge 

Art. 14 Abs. 1 traufseitige Fas-
sadenhöhe 

Art. 14 Abs. 1 Grünflächenzif-
fer 

Art. 15 Abs. 1 Geländeverän-
derungen 

Art. 15 Abs. 2 Geländeverän-
derungen in der W/1.1 und 
W/1.3 

Art. 16 Abs. 1 Grenzabstände 

Art. 16 Abs. 2 Grenzabstände 
für Klein- und Anbauten 

Art. 16 Abs. 3 und 4 Mehrlän-
genzuschlag 

Art. 17 Abs. 2 Nutzweise 

Art. 18 Grünflächenziffer 
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Im Gegensatz zur Freiflächenziffer sind versiegelte Flächen nicht an die Grünflächenziffer 

anrechenbar. Der Anteil von 10% unversiegelter Grünfläche kann in der Regel ohne mass-

gebliche Einschränkung gewährleistet werden. Bei besonderen betrieblichen Erfordernissen 

kann die Baubehörde eine geringere Grünflächenziffer bewilligen. Der numerische Wert 

der Freiflächenziffer wird daher für die Grünflächenziffer unverändert übernommen. 

Auch in der Industrie und der Gewerbezone wird aufgrund der neuen Messweise das Mass 

um 0.5 m reduziert.  

In Uetikon besteht kein Konfliktpotenzial zwischen der kleinen Industriezone und den an-

grenzenden Zonen. Im Sinne einer Vereinfachung des Vollzugs wird der minimale Grundab-

stand in Art. 18 allseitig auf 5.0 m festgelegt. Art. 19 BZOalt wird entsprechend gestrichen. 

Diese Regelung bezog sich insbesondere auf das Areal der Chemie Uetikon. Mit der Umzo-

nung und dem öffentlichen Gestaltungsplan «Lebendiges Quartier am See» sind solche 

Nutzungen auf dem CU-Areal ohnehin nicht mehr zulässig. Der Absatz kann daher gelöscht 

werden.  

3.8 Zone für öffentliche Bauten 

Auch in der Zone für öffentliche Bauten wird eine Grünflächenziffer festgelegt, welche den 

unterschiedlichen Nutzungen gerecht wird und diese nicht übermässig einschränkt. Im 

Sinne von Artikel 18 Grenzabstände wird auch in der Zone für öffentliche Bauten ein mini-

maler Grundabstand von 5 m in Art. 20 festgelegt. Die Bestimmung unter Art. 22 BZOalt 

kann gelöscht werden.  

Das Gebiet Rossweid wird derzeit noch für das Provisorium der Mittelschule genutzt. Die 

Bestimmung wird daher belassen. 

3.9 Erholungszone 

Der Hinweis zu den kantonalrechtlichen Bauvorschriften kann im Sinne einer Kürzung der 

BZO gelöscht werden.  

Es bedarf keiner Anpassung an den Grenzabständen bzw. einer Angleichung an die neue 

Regelung in der Industrie- und der Gewerbezone sowie der Zone für öffentliche Bauten. Die 

Regelung wird belassen. 

Ein entsprechendes Reglement liegt vor (vgl. Rechtssammlung der Gemeinde). Der Hinweis 

zur Erlassverpflichtung durch die Gemeindeversammlung kann gestrichen werden.  

Aufgrund der Begehren aus der Bevölkerung war diese Bestimmung im Rahmen der Teilre-

vision der Nutzungsplanung «Chance Uetikon» aufgenommen worden. Da die Nutzung in-

zwischen im Gestaltungsplan ausreichend reglementiert ist, erübrigt sich nun eine solche 

Regelung. Im Sinne der Kürzung der BZO kann Art. 25a gesamthaft gelöscht werden. 

3.10 Weitere Festlegungen 

Die bestehenden Arealüberbauungen sind im kantonalen GIS-Browser in der Karte ÖREB-

Kataster ersichtlich. Auf eine Auflistung der Arealüberbauungen kann verzichtet werden.  

Art. 18 traufseitige Fassaden-
höhe 

Art. 19 BZOalt Grenzabstände 

Art. 19 Abs. 3 Nutzweise 

Art. 20 Grundmasse 

Art. 20a 

Art. 23 BZOalt Grundmasse 

Art. 21 Grenzabstände 

Art. 22 Familiengartenhäuser 

Art. 25a BZOalt Nutzweise See-
uferpark 

Art. 26 Abs. 2 BZOalt Auflistung 
der Arealüberbauungen 
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Das Adverb «nur» kann gelöscht werden. Die Bestimmung erfährt dadurch keine materielle 

Anpassung.  

Der Hinweis, dass bei Abweichungen von der Regelbauweise ein Gestaltungsplan erforder-

lich ist, kann im Sinne der Kürzung der BZO gelöscht werden.  

Der Hinweis auf die zonengemässe Baumassenziffer kann im Sinne der Kürzung der BZO ge-

löscht werden. 

Weiter wird die Gebäudehöhe durch die traufseitige Fassadenhöhe ersetzt. Das Mass wird 

auch für Terrassenbauten um 0.5 m reduziert.  

Die Gewässerabstandslinien werden gesamthaft aufgehoben (vgl. Begründung in Kapitel 

3.1). 

Im Zonenplan sind keine Einzelbäume bezeichnet. Der Verweis auf ebendiesen ist daher 

falsch und wird gelöscht. 

Auch auf Carports soll eine Dachbegrünung eingefordert werden. Der Verweis auf das aus-

gebaute Dachgeschoss wird daher gelöscht.  

Eine Begrünung und die Energiegewinnung schliessen einander nicht aus, es ergeben sich 

im Gegenteil Synergieeffekte. Die Bepflanzung profitiert von der Beschattung, die Energie-

gewinnungsmodule weisen aufgrund der Verdunstungskälte einen höheren Wirkungsgrad 

auf. Dies entspricht auch der heutigen Bewilligungspraxis der Gemeinde. Die Begrünungs-

pflicht wird daher auf Flachdächer, welche für Solaranlagen beansprucht werden, erwei-

tert.  

Die Bestimmung zur Nutzung von Flachdächern über dem obersten Geschoss von Hauptge-

bäuden wird in einem eigenen Artikel (Art. 38) geregelt.  

Es erfolgt eine Präzisierung der Regelung zur zulässigen Maximalhöhe von Gebäuden im 

Aussichtsschutzbereich. Der Aussichtsschutzbereich ist allgemein für Bauteile, ausgenom-

men technisch bedingte, freizuhalten. 

Vgl. Kapitel 4.2  

Der Pflicht zur Erstellung eines Gestaltungsplans wurde mittlerweile in den drei Gebieten 

Langenbaum, Birchweid und Chance Uetikon nachgekommen. Die Areale sind mehrheitlich 

überbaut bzw. werden derzeit überbaut. Die Bestimmungen zur Gestaltungsplanpflicht 

werden daher gesamthaft gelöscht. 

3.11 Allgemeine Bauvorschriften 

Die Satzstellung wird im Sinne einer besseren Verständlichkeit angepasst. Der Begriff unter-

irdische Gebäude wird durch die harmonisierten Baubegriffe unterirdische Bauten und Un-

terniveaubauten ersetzt. Materiell ergibt sich keine inhaltliche Änderung an der Bestim-

mung.  

Die Bestimmung, wonach die kantonale Abstandsverschärfung für Gebäude mit brennba-

ren Aussenwänden keine Anwendung findet, wird explizit in den Kernzonenvorschriften 

aufgeführt (Art. 9). Die Kernzonen sind in ihrer Struktur erhaltenswert. Die Regelung zielt 

Art. 23 Abs. 2 Veränderungen 
an Arealüberbauungen 

Art. 23 Abs. 3 Veränderungen 
an Arealüberbauungen 

Art. 27 Abs. 3 BZOalt Terrassen-
überbauungen 

Art. 24 Abs. 3 Terrassenüber-
bauungen 

Art. 28 Abs. 1 BZOalt 

Art. 25 Abs. 2 Baumschutz und 
Begrünung  

Art. 25 Abs. 2 Dachbegrünung 

Art. 25 Abs. 1 Aussichtsschutz 
Brandrain 

Art. 25 Abs. 3 Aussichtspunkt 
Kirchrainweg 
Art. 30 BZOalt Gestaltungsplan-
pflicht  

Art. 31 Abstand von unterirdi-
schen Bauten und Unterni-
veaubauten  

Art. 34 Abs. 1 BZOalt Abstands-
verschärfung für Gebäude mit 
brennbaren Aussenwänden 
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hier auf den Erhalt des Ortsbildes ab. Hingegen erschliesst sich der Sinn einer solchen Rege-

lung in den weiteren Bauzonen nicht. Die Bestimmung wird daher unter den allgemeinen 

Bauvorschriften gestrichen.  

Sichtweiten dürfen nicht tangiert bzw. beeinträchtigt werden. Daher wird der Vorbehalt be-

züglich Gewährleistung der Verkehrssicherheit aufgenommen. Die massgeblichen Regelun-

gen finden sich in der Verkehrserschliessungsverordnung, insbesondere §§ 4 bis 9 sowie 

Anhänge 2, 3 und 4. 

Die Vorschriften zur Anzahl Pflichtparkplätze für Motorfahrzeuge werden an den Wert aus 

der VSS-Norm 40 281 angeglichen. Gemäss der VSS-Norm ist für Bewohner 1 Parkfeld pro 

Wohnung, unabhängig von der Anzahl Zimmer, vorzusehen. Somit können künftig in Woh-

nungen mit 4 und mehr Zimmern weniger Parkplätze für Motofahrzeuge errichtet werden.  

In Absatz 2 wird die Begrifflichkeit an diejenige der VSS-Norm angepasst.  

Um den Vollzug zu erleichtern wird der Mindestbedarf an Veloabstellplätzen für die Wohn-

nutzung gemäss den Werten aus der VSS-Norm in der BZO wiedergegeben. Im Sinne eines 

schlanken Regelwerks wird aber auf eine detaillierte Ausführung der VSS-Norm verzichtet. 

Die Anordnungsvorgabe zu den Abstellräumen für Kinderwagen wird aufgrund der Erfah-

rungen aus dem Vollzug angepasst. Nicht immer hat sich ein Abstellraum in der Nähe des 

Haupteingangs als zweckmässigste Lösung ergeben. Daher wird die Regelung geöffnet und 

mit «gut zugänglich» umschrieben.  

Für grössere Überbauungen (ab 20 Wohneinheiten oder entsprechende Geschäftseinhei-

ten) ist ein Unterflurcontainer auf dem Grundstück zu erstellen. Unterflurcontainer bieten 

im Gegensatz zu den üblichen Kehrrichtcontainern ein grösseres Fassungsvermögen bei ge-

ringerem oberirdischem Platzbedarf.  

Stützmauern von über 3 m Höhe sollen im Sinne einer genügenden Einpassung / befriedi-

genden Gesamtwirkung nach § 238 Abs. 1 PBG eine wahrnehmbare Staffelung aufweisen. 

Es erfolgt eine entsprechende Präzisierung abgestimmt auf die bisherige Vollzugspraxis. 

Mit der Definition der Grünflächenziffer sollen reine Schottergärten künftig vermieden wer-

den. Bei reinen Schottergärten wird die Humusschicht entfernt und durch eine minerali-

sche Schicht (Kies, Schotter etc.) ersetzt. Eine Trennschicht (Geotextil, Plastikfolie, Beton-

schicht) verhindert das Aufkommen von Vegetation. Auch wenn vereinzelt hitze- und tro-

ckenheitsresistente Pflanzen gepflanzt werden, weisen Schottergärten keine geschlossene 

Pflanzendecke auf. Sie dienen weder als Lebensraum für einheimische Tier- und Pflanzenar-

ten, noch können Schottergärten Oberflächenwasser in ausreichender Menge aufnehmen 

und speichern. Weiter verstärken Schottergärten in der Regel die Hitzebelastung im Sied-

lungsgebiet, da sich Steine bei Sonneneinstrahlung stark aufheizen. Daher sollen künftig 

reine Schottergärten möglichst vermieden werden.  

Die BZO sieht den teilweisen Ersatz von anrechenbaren Grünflächen durch zusätzliche Be-

grünungsmassnahmen, wie bspw. zusätzliche Baumpflanzungen oder Fassadenbegründun-

gen, vor.  

Die neuen Regelungen von § 238a PBG sind im Baubewilligungsverfahren zwingend umzu-

setzen.  

Art. 31 Abstandsvorschrift für 
Klein- und Anbauten 

Art. 32 Pflichtparkplätze für 
Motorfahrzeuge  

Art. 33 Mindestbedarf an Ve-
loabstellplätzen 

Art. 34 Abstellräume für Kin-
derwagen 

Art. 36 Abs. 2 Abfallbeseiti-
gung 

Art. 37 Abs. 2 Stützmauern 

Art. 37 Abs. 3 anrechenbare 
Grünflächen 

Art. 37 Abs. 4 Kompensations-
möglichkeiten Grünflächenzif-
fer 

Art. 37 Abs. 5 Fachgutachten 
zur Umgebungsgestaltung 
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Abs. 1 Vorgärten und andere geeignete Teile des Gebäudeumschwungs sind in angemesse-

nem Umfang als ökologisch wertvolle Grünflächen zu erhalten oder herzurichten.  

Abs. 2 Die Versiegelung von nicht mit Gebäuden überstellten Grundstücksflächen ist mög-

lichst gering zu halten.  

Abs. 3 Nach Möglichkeit sind bestehende Bäume zu erhalten oder angemessene Ersatz- und 

Neupflanzungen vorzusehen. Es ist genügend Wurzelraum und ausreichender Raum für die 

Versickerung zu gewährleisten. Die ordentliche Grundstücksnutzung darf dadurch nicht 

übermässig erschwert werden. 

Der Vollzug der neuen Bestimmung in § 238a PBG erfordert Fachkompetenzen im Bereich 

Ökologie und Landschaftsarchitektur. Für die Beurteilung der Umgebungsgestaltung kann 

basierend auf der neuen Bestimmung bei Bedarf ein Beirat beigezogen bzw. ein Fachgut-

achten eingeholt werden. 

Die Regelung zur Dachnutzung wurde aus Art. 28 BZOalt verschoben.  

Derzeit erfolgt die Erarbeitung der kommunalen Energieplanung. Es werden Prioritäten 

festgelegt. Die Wahl des Energieträgers wird über finanzielle Anreize gesteuert. Das revi-

dierte EnerG regelt die Nutzung von erneuerbaren Energieträgern hinreichend. Art. 41 

BZOalt kann daher gelöscht werden. 

3.12 Sonderbauvorschriften 

Die traufseitige Fassadenhöhe wird abgestimmt auf die Regelung der Grundmasse in 

Art. 14 BZO, Grundmasse in den Wohnzonen sowie Wohn- und Gewerbezonen, auf 11.0 m 

reduziert. Es wird die Festlegung von runden Zahlen angestrebt. 

3.13 Schlussbestimmung 

Da es sich vorliegend um eine Teilrevision und nicht um eine Gesamtrevision der Nutzungs-

planung handelt, wird die BZO nicht ersetzt.  

Die Schlussbestimmung wird gemäss der Empfehlung der Baudirektion angepasst.  

Der Ergänzungsplan Aussichtsschutzbereiche und Aussichtspunkte mit RRB Nr. 872 vom 6. 

März 1985 wird aufgehoben.  

Art. 38 Dachnutzung 

Art. 41 BZOalt 

Art. 37 Abs. 2 

Art. 43 BZOalt 

Art. 41 Inkrafttreten 



 

Teilrevision der Nutzungsplanung: 
BZO-Revision 2024/25 | Bericht nach Art. 47 RPV

PLANAR 24 / 39 

4 Anpassung Zonenplan 

4.1 Grundzonierung 

Der Zonenplan wird an die Verordnung über die Darstellung von Nutzungsplänen (VDNP) 

angepasst und im Massstab 1:5'000 erstellt.   

Das Areal um den Bahnhof Uetikon am See soll in einen zentralen Ankunftsort mit hohen 

städtebaulichen Qualitäten transformiert werden. Gestützt auf der Vorstudie Bahnhofareal 

soll als weiteres Gebäude in der Verlängerung der Alten Landstrasse ein neues Gebäude am 

Bahnhofsplatz erstellt werden. Dieses schafft einen räumlichen Versatz im Strassenraum 

und wird somit zum markanten Kopfbau am Bahnhofplatz. Um diese Wirkung zu entfalten, 

unterschreitet die geplante Punktbaute den Mindestabstand zur Kantonsstrasse.  

Das Areal liegt heute in der Wohn- und Gewerbezone WG/2.3. Diese Zonierung ist aufgrund 

der städtebaulichen Überlegungen und des bestehenden inventarisierten Bahnhofsgebäu-

des nicht (mehr) zweckmässig. Im Rahmen der vorliegenden BZO-Revision wird das Bahn-

hofsareal von der WG/2.3 in die nördlich angrenzende Kernzone K2 umgezont.  

Mit der Umgestaltung des Bahnhofareals ist eine Neuparzellierung vorgesehen. Sofern die 

Neuparzellierung vor der Festsetzung der Teilrevision der Nutzungsplanung abgeschlossen 

ist, können an der Zonenabgrenzung noch geringfügige Anpassungen erfolgen. 

 

Im Landwirtschaftsgebiet findet sich eine kommunale Freihaltezone, dessen Sinn und 

Zweck sich heute nicht (mehr) erschliesst. Die Fläche ist nicht von Natur- oder Landschafts-

schutzobjekten tangiert. Die Nutzung entspricht der Nutzung der angrenzenden kantonalen 

Landwirtschaftszone. Die Freihaltezone grenzt im Norden an den Wald. Ausserhalb des 

Bauzonengebiets beträgt der Abstand von der forstrechtlichen Waldgrenze gemäss § 262 

Abs. 1 PBG 30 m. Neue Bauten und Anlagen sind somit ohnehin nicht zulässig. Die kommu-

nale Freihaltezone wird aufgehoben. Für die Zuweisung zur kantonalen Landwirtschafts-

zone ist der Kanton zuständig. Die Zonenzuweisung hat im Rahmen einer Revision der kan-

tonalen und regionalen Nutzungszonen zu erfolgen.   

Vorgaben gemäss VDNP 

Bahnhofsareal Uetikon 

Zonenplan 
Nr.  

Parzellen Nr. Zone Bisher Zone Neu Fläche 

21 3618, 3544, 4563, 
3546, 3550, 2828, 
2829, 2831, 94,  

Wohnzone mit Ge-
werbeerleichterung 
WG/2.3 

Kernzone K2 4’920 m2 

  

Aufhebung Freihaltezone Ge-
biet Chnolli 
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Abbildung 3 Bildaufnahme auf die Freihaltezone und Landwirtschaftszone; Blick in Richtung Südwesten 
(Aufnahme vom 16. Dezember 2024). 

 

Die Parzelle Kat.-Nr. 1777 ist der Zone für öffentliche Bauten zugeordnet. Sie befindet sich 

im Privateigentum und wird durch die Eigentümerin als privater Parkplatz genutzt. Die Ge-

meinde hat kein Bedarf für eine öffentliche Nutzung der Parzelle. Es wurde geprüft, die Par-

zelle  in die angrenzende Kernzone K2 umzuzonen. Nach § 2 Abs. 1 lit. b MAG erhebt der 

Kanton eine Mehrwertabgabe auf Planungsvorteile, die durch eine Umzonung einer Zone 

für öffentliche Bauten entstehen. Der Mehrwert entspricht der Differenz zwischen den Ver-

kehrswerten eines Grundstücks ohne und mit Planungsmassnahme (§ 3 Abs. 1 MAG). Die 

Mehrwertabgabe beträgt 20% des Mehrwerts (§ 4 Abs. 1 MAG). Eine Abgabe wird ab ei-

nem Mehrwert von Fr. 30'000 erhoben. Es ist davon auszugehen, dass eine Umzonung der 

Parzelle Kat.-Nr. 1777 ein Abgabetatbestand besteht. Abgabepflichtig ist der jeweilige Ei-

Zonenplan 
Nr.  

Parzellen Nr. Zone Bisher Zone Neu Fläche 

1 4284  Kommunale Freihal-
tezone Lk 

Nicht zonierte Flä-
che NZ 

819 m2 

  

Umzonung von OeB in K2  
geprüft und verworfen 
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gentümer im Zeitpunkt des Inkrafttretens der Planungsmassnahme. Aufgrund des kantona-

len Mehrwertausgleichs zu Lasten des privaten Grundeigentümers wird auf die Umzonung 

verzichtet. 

Im Rahmen der Überprüfung der kantonalen und regionalen Nutzungszonen wurden gleich-

zeitig im Gemeindegebiet die Waldgrenzen ausserhalb der Bauzonen sowie bei bestehen-

den kleinen Lücken entlang der Bauzone statisch festgesetzt (Verfügung vom 12. Januar 

2022). Dabei weist der Plan der kantonalen und regionalen Nutzungszonen Flächen aus, 

welcher keiner Nutzungszone zugeteilt werden. Das sind Flächen, welche zwischen der 

neuen Waldgrenze und einer kommunalen Nutzungszone liegen und sich nicht als kanto-

nale Nutzungszone (Landwirtschaftszone oder Freihaltezone) eignen. Die Gemeinde 

Uetikon am See wurde eingeladen, in der nächsten Revision der kommunalen Nutzungspla-

nung die nicht zonierten Flächen einer geeigneten kommunalen Zone zuzuweisen. Dies 

wird im Rahmen der vorliegenden Teilrevision umgesetzt. Die jeweils nicht zonierten Flä-

chen werden den angrenzenden kommunalen Nutzungszonen zugeteilt. 

Die nachfolgenden Planungsmassnahmen (Einzonungen) fallen unter den kantonalen Mehr-

wertausgleich nach § 2 MAG. Die Prüfung der Planungsmassnahme bezüglich des kantona-

len Mehrwertausgleichs und die Beurteilung, ob eine Abgabe geschuldet wird oder nicht, 

liegt bei der zuständigen kantonalen Verfahrensstelle. Die Bemessung des Mehrwertes fin-

det sich in den Anhängen. Die Mehrwertprognosen beinhalten die Werte sämtlicher vom 

kantonalen Mehrwertausgleich betroffenen Parzellen nach dem aktuellen Stand der Pla-

nung. Da Anpassungen nicht auszuschliessen sind, sind auch diejenigen Fälle eingerechnet, 

die unter der Freigrenze von CHF 30'000 liegen. 

  

Nicht zonierte Flächen  
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Zonenplan 
Nr.  

Parzellen Nr. Zone Bisher Zone Neu Fläche 

2 3337 Nicht zonierte Fläche NZ Wohnzone W/1.1 85 m2 

  

3 5024, 5020 Nicht zonierte Fläche NZ Wohnzone W/1.1 11 m2 

  

4 5021 Nicht zonierte Fläche 
NZ 

Wohnzone W/1.1 79 m2 

 

6 5021 Nicht zonierte Fläche 
NZ 

Wohnzone W/1.1 13 m2 
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Zonenplan Nr.  Parzellen Nr. Zone Bisher Zone Neu Fläche 

5 4823 Nicht zonierte Flä-
che NZ 

Reservezone R 16 m2 

  

7 5208, 4822 Nicht zonierte Flä-
che NZ 

Reservezone R 65 m2 

  

10 4892, 4862, 
4783 

Nicht zonierte Flä-
che NZ 

Wohnzone W/1.1 78 m2 

  
  



 

Teilrevision der Nutzungsplanung: 
BZO-Revision 2024/25 | Bericht nach Art. 47 RPV

PLANAR 29 / 39 

Zonenplan Nr.  Parzellen Nr. Zone Bisher Zone Neu Fläche 

11 3270, 3640 Nicht zonierte Fläche 
NZ 

Quartiererhaltungs-
zone Q 

87 m2 

  

12 3350 Nicht zonierte Fläche 
NZ 

Quartiererhaltungs-
zone Q 

8 m2 

  

13 2975 Nicht zonierte Fläche 
NZ 

Wohnzone W/1.1 16 m2 

 

19 2830 Nicht zonierte Fläche 
NZ 

Wohnzone W/1.7 30 m2 
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Zonenplan Nr.  Parzellen Nr. Zone Bisher Zone Neu Fläche 

20 3550, 2830 Nicht zonierte Fläche 
NZ 

Wohnzone W/1.3 133 m2 

 
 

Bauzonen sind grundsätzlich über eine Bauzone zu erschliessen. Daher werden nachfolgend 

kleinere Teilflächen von der Reservezone in die angrenzende Wohnzone W/1.1 eingezont. 

Die Erschliessung der fraglichen Grundstücke in der Wohnzone erfolgt seit der erstmaligen 

Überbauung dieser Grundstücke über die an die Wohnzone angrenzende, aber in der Re-

servezone liegende Strasse. Eine Erschliessung über bereits bestehende Wohnzonen ist 

nicht möglich. 

Auch Verkehrsflächen fallen unter den Abgabetatbestand von § 2 MAG. Für die Bemessung 

jedoch verweist § 7 Abs. 2 MAV hinsichtlich die massgebende Überbauungsmöglichkeit auf 

die anrechenbare Grundstücksfläche (§ 259 PBG). Gemäss § 259 Abs. 2 PBG gehören die 

Flächen der Grund-, Grob- und Feinerschliessung nicht zur anrechenbaren Grundstücksflä-

che. Daher ergibt sich, dass bei der Einzonung einer Grund-, Grob- und Feinerschliessung 

kein Mehrwert und somit auch keine Mehrwertabgabe anfällt. 

Zonenplan 
Nr.  

Parzellen Nr. Zone Bisher Zone Neu Fläche 

9 3484, 4522, 5044, 
2283, 5197 

Reservezone R Wohnzone W/1.1 1147 m2 

  
  

Einzonung Reservezonen 
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Zonenplan Nr.  Parzellen Nr. Zone Bisher Zone Neu Fläche 

14 4704, 1199, 5194; 
5202 

Reservezone R Wohnzone W/1.7 668 m2 

  

15 5197 Reservezone R Wohnzone W/1.3 960 m2 

  

16 5197 Reservezone R Wohnzone W/2.3 204 m2 

  
 

Die Parzellen Kat.-Nrn. 2430 / 2222 (kommunale Erholungszone, Seebadi), 2453 / 738 

(kommunale Erholungszone, Schützenhausstrasse), 3100 / 4257 (kommunale Freihalte-

zone, Reservoir), 3884 / 3883 (kommunale Freihaltezone, Chirchbüel), 5158 (kommunale 

Freihaltezone Schafrain) und 4803 / 5158 (kommunale Freihaltezone, Schafrain) sind ge-

mäss rechtskräftigem Zonenplans keiner Lärmempfindlichkeitsstufe zugeordnet. Nutzungs-

pläne haben gemäss § 7 Abs. 3 VDNP die Zuweisung der Empfindlichkeitsstufe zu enthalten. 

Die genannten Parzellen werden der ES III zugewiesen.  

  

Zuordnung Lärmempfindlich-
keitsstufe  
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4.2 Überlagernde Festlegungen 

Die Eigentümer der Parzellen Kat.-Nrn. 105, 106, 3881, 5086, 5080 und 5088 beabsichtigen 

die in der Wohnzone W 1.3 und W 1.7 liegenden Grundstücke zu überbauen. Dazu wurde 

ein privater Gestaltungsplan Birchweid erarbeitet, welcher am 18. Februar 2019 durch den 

Kanton Zürich genehmigt wurde (Verfügung Nr. 1615 / 18). Das Areal ist mittlerweile über-

baut. Mit dem rechtsgültigen Gestaltungsplan Birchweid ist die qualitätsvolle Entwicklung 

des Areals sichergestellt und eine Gestaltungsplanpflicht obsolet. Im Rahmen der vorliegen-

den Teilrevision wird die Gestaltungsplanpflicht aufgehoben.  

 

Mittels der Festlegung Nutzungsmass erleichternd wird die im Gestaltungsplan Bergheim 

bewilligte Baumassenziffer im Zonenplan gesichert.  

 

Der Aussichtpunkt Kirchrainweg ist im Ergänzungsplan Gewässer- und Waldabstandslinien, 

Aussichtsschutzbereiche und -punkte (RRB Nr. 872 vom 6. März 1985) festgelegt. Hingegen 

wurde kein Aussichtsschutzbereich im Plan definiert und in den Vorschriften umschrieben. 

Gestaltungsplanpflicht  
Gebiet Birchweid 

Zonenplan 
Nr.  

Parzellen Nr. Zone Bisher Zone Neu Fläche 

18 105, 106, 3881, 
5086, 5080, 5088  

Gestaltungsplan-
pflicht 

Keine Gestaltungs-
planpflicht 

8752 m2 

  

Nutzungsmass Clienia  
Bergheim 

Zonenplan 
Nr.  

Parzellen Nr. Zone Bisher Zone Neu Fläche 

8 5028 Kein Nutzungsmass 
erleichternd 

Nutzungsmass er-
leichternd 

10787 m2 

  

Aussichtspunkt Kirchrainweg 
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Für den Aussichtspunkt am Kirchrainweg (Parzelle Kat.-Nr. 1993) wird neu ein Aussichts-

schutzbereich aufgenommen. Der Aussichtschutzbereich wird im Westen bis zum Kirchrain-

weg geführt. Im Osten erfolgt die Abgrenzung anhand der bestehenden Bepflanzung. Am 

östlichen Rand des Aussichtspunkts findet sich eine Eibe (Taxus baccata), welche die Aus-

sicht auf den Oberen Zürichsee und die Alpen nicht beeinträchtigt und daher erhalten wer-

den kann.  

Der Aussichtsschutzbereich ist von Einfriedungen und Bepflanzungen aller Art freizuhalten. 

Die Höhenkote ist auf Höhe der Sitzbank (Augenhöhe einer auf der Bank sitzenden Person) 

festzulegen. Zur Höhe der Aussichtsplattform (448.9 m ü. M) werden 1.0 m hinzugerechnet 

und das Resultat auf 450.0 m ü. M. aufgerundet. 

 

 

Abbildung 4 Aussichtspunkt Kirchrainweg mit Blick in Richtung Südosten 

Zonenplan 
Nr.  

Parzellen Nr. Zone Bisher Zone Neu Fläche 

17 208, 1116, 1993, 
1994, 1477  

Keine Aussichts-
schutzfläche 

Aussichtsschutzflä-
che 

153 m2 
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5 Ergänzungspläne 

5.1 Ergänzungsplan Wald- und Gewässerabstandslinien  

Im rechtsgültigen Ergänzungsplan 1:2'500 (Kernzonenplan) sind unter anderem Gewässer-

abstandslinien festgelegt. Mit Gewässerabstandslinien können Gemeinden, gestützt auf 

§ 67 PBG den kantonalrechtlichen Mindestabstand von Bauten und Anlagen gegenüber Ge-

wässern erhöhen. Gewässerabstandslinien erfüllen damit eine raumplanerische Funktion, 

beispielsweise zur Sicherung von Erholungsräumen.  

In der Gemeinde finden sich in diversen Gebieten Gewässerabstandlinien. Die Gewässerab-

standslinien sind aus ortsbaulicher Sicht nicht relevant und können daher gesamthaft auf-

gehoben werden.   

Die Waldabstandslinien werden unverändert in den Zonenplan überführt.  

5.2 Kernzonenplan  

In den Kernzonenplänen wurde bislang für Neubauten die maximal zulässige Gebäudehöhe 

sowie Baumasse festgelegt. In diesem Sinne erfolgt für die geplante Punktbaute die Festle-

gung einer maximalen traufseitige Fassadenhöhe (harmonisierter Baubegriff) und einer 

Baumasse.  

Die maximale Fassadenhöhe ergibt sich aus der Vorstudie Bahnhof Uetikon. In der Vorstu-

die werden drei Vollgeschosse als ortsbildverträglich und zweckmässig eruiert. Zudem wird 

vorgeschlagen, in Anlehnung an das Gebäude des ehemaligen Restaurants Bahnhof ein 

Mansardenflachdach zu ermöglichen. Die Baumasse ergibt sich aus der Grundfläche des 

aus der Vorstudie vorgeschlagenen Baufeld multipliziert mit der vorgeschlagenen Vollge-

schosszahl zuzüglich eines vierten (fiktiven) Vollgeschosses, welches als Dachgeschoss aus-

zugestalten ist.  

5.3 Quartiererhaltungszone Forbüel 

Art. 13 Abs. 2 BZOalt verweist auf die Gebäudehöhen und Höhenlagen der Firste vom 1. Juli 

2012. Diese sind in einer privaten Gestaltungsordnung geregelt. Die Regelung wird nun in 

den öffentlich-rechtichen Ergänzungsplan Quartiererhaltungszone Forbüel überführt.  

Für die Festlegung des Masses wurden die bestehenden Höhenmasse durch den Geometer 

erfasst. Die Höhenbestimmung erfolgte mittels einer Drohne und einer Genauigkeit von +/- 

0.10 m. Die Gebäudehöhen werden gestützt auf die Höhenkurven aus dem Jahr 1971 er-

fasst. 

Im Ergänzungsplan werden die gemessenen Werte mit einer max. Kote Oberkante Dachflä-

che (Höhenprofillinie) in m ü. M. angegeben. Es wird jeweils der höchste gemessene Wert 

für die Parzelle herangezogen und auf die nächsten 0.1 m aufgerundet. So wird der Unge-

nauigkeit der für die Messung gewählten Methode berücksichtigt, so dass kein bestehen-

des Gebäude baurechtswidrig wird.  

 

Aufhebung der Gewässerab-
standslinien  

Waldabstandlinien neu im Zo-
nenplan 

Mantellinie für geplante  
Punktebaute 
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6 Auswirkungen und Interessensabwägung 

Planungen unterer Stufen haben denjenigen oberer Stufen und Nutzungsplanungen jeder 

Art und Stufe der Richtplanung zu entsprechen (§ 16 Abs. 1 PBG). Dieses Kapitel gibt Auf-

schluss darüber, inwiefern die Planung den Zielen und Planungsgrundsätzen der Raumpla-

nung (Art. 1 und 3 RPG) sowie der Richtplanung und der übergeordneten Gesetzgebung 

entspricht. 

6.1 Übereinstimmung mit übergeordneten Grundlagen 

Zur Konkretisierung der Anforderungen, welche sich aus dem kantonalen Richtplan für die 

Richt- und Nutzungsplanung ergeben, erliess der Baudirektor am 4. Mai 2015 ein Kreis-

schreiben. Dieses enthält eine Auflistung der Leitfragen für die künftige Beurteilung der Ge-

nehmigungsfähigkeit von Ortsplanungen. Mit der vorliegenden BZO-Revision 2024 erfolgt 

insbesondere die Umsetzung der harmonisierten Baubegriffe und des kommunalen Mehr-

wertausgleichs. Die Umsetzung hat keine wesentliche raumwirksamen Auswirkung. Daher 

erübrigt sich die Beantwortung der Leitfragen.  

Mit der BZO-Revision wird den Absichten des ROK betreffend Aktivierung der Potenziale 

und Schaffung von öffentlichen Begegnungsräumen im Bahnhofsumfeld sowie die Vermei-

dung von zusätzlichen unerwünschten Einwirkungen durch Verkehrsinfrastrukturen auf 

Wohngebiete gerecht.  

Mit der vorliegenden BZO-Revision kommt die Gemeinde insbesondere den gesetzlichen 

Vorgaben gemäss den Übergangsbestimmungen zur Änderung vom 14. September 2015 

gemäss PBG und § 29 Abs. 4 MAG nach.  

6.2 Übereinstimmung mit den Festlegungen aus dem kommunalen 

Richtplan  

Gestützt auf die Festlegungen im kommunalen Richtplan Siedlung und Landschaft, Teil Sied-

lung, werden in der vorliegenden BZO-Revision 2024 keine unmittelbaren Massnahmen im 

Sinne der Innenentwicklung ergriffen. Diverse grössere Bauvorhaben wurden erst kürzlich 

realisiert. Der damit einhergehende Wachstumsschub gilt es nun zu bewältigen. Es besteht 

daher derzeit kein Bedarf für Massnahmen im Sinne der Innenentwicklung. Auch die Prü-

fung allfälliger Ein- oder Aufzonungen sowie weiterer Massnahmen für eine massgebliche 

Nutzungserhöhung sind nicht Bestandteil der vorliegenden Revision.  

Im Ergänzungsplan Quartiererhaltungszone Forbüel werden die maximalen Koten der Ober-

kante Dachfläche verbindlich festgelegt. Der Spielraum gemäss Art. 13 Abs. 2 BZOalt bleibt 

gewährt. Dem Anliegen aus der kommunalen Richtplanung, wonach die Spielregeln aus der 

privaten Gestaltungsordnung öffentlich-rechtlich zu sichern sind, wird somit nachgekom-

men.  

6.3 Übereinstimmung mit weiteren Sachthemen 

Mit der vorliegenden Revision werden keine Massnahmen zur Siedlungsentwicklung nach 

Innen vollzogen. Es ist daher davon auszugehen, dass die Revisionsinhalte zu keiner zusätz-

lichen Verkehrsbelastung führen. Dadurch, dass auch bei grösseren Wohnungen nur noch 

Kreisschreiben zur Umsetzung 
des kantonalen Richtplans in 
der Nutzungsplanung 

Aktivierung Potenziale im 
Bahnhofsumfeld gemäss ROK 

Aufträge gemäss PBG und 
MAG 

Siedlungsentwicklung 

Quartiererhaltungszone  
Forbüel 

Abstimmung Siedlung und 
Verkehr 
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ein Pflichtparkplatz erstellt werden muss, sind allenfalls marginale Reduktionen des Ver-

kehrsaufkommens möglich. 

Aus dem technischen Bericht zur Gewässerraumfestlegung kommunaler Gewässer geht 

hervor, dass in der Gemeinde Uetikon am See die bestehenden Gewässerabstandslinien 

historisch gewachsen und deren Handhabung in Bezug auf die privaten Grundstücke unein-

heitlich sind. Entlang dem Mühlebach, Haslenbach, Brandrainbach, Strickbach und Rundi-

bach bestehen Gewässerabstandslinien, zudem am Strickbach, Brandrainbach und Grenz-

bach kommunale Gewässerbaulinien. Aufgrund der Ausscheidung der Gewässerräume 

steht ein einheitliches und klares Planungsinstrument zur Verfügung. Die Aufhebung der 

Gewässerabstandslinien ist daher zweckmässig.  

6.4 Mögliche Themen für eine nachfolgende (Teil-)Revision  

Ein Grundeigentümer hat dem Gemeinderat im Schreiben vom 10. Juni 2024 beantragt, auf 

geeigneten Grundstücken in der Kernzone geeignete Baubereiche (Mantellinien) auszu-

scheiden. Nachfolgend wird daher auf den weiteren Überprüfungsbedarf hingewiesen.   

Einzelne Parzellen in den Kernzone K2 verfügen über keine Mantellinien. Auf diesen Parzel-

len sind grundsätzlich keine Neubauten zulässig. Im Rahmen der BZO-Revision 2024 sind 

keine Massnahmen zur massgeblichen Innenentwicklung vorgesehen. Dies entspricht zu-

dem den Legislaturzielen 2022 – 2026 des Gemeinderates. Der Antrag wird daher nicht im 

Rahmen der laufenden BZO-Revision behandelt.  

Im Rahmen der Überprüfung der Kernzonenpläne ist zudem zu prüfen, ob die Mantellinien 

in den Kernzonenplänen Grossdorf, Langenbaum / Kirche, Müli und ev. Kleindorf aufgrund 

des Gewässerraums anzupassen sind. 

Im Rahmen der vorliegenden Revision erfolgt keine Überprüfung der Kernzonenpläne. Die 

detaillierte Auseinandersetzung mit dem Ortsbild und den Schutzziele ist in einer eigenen 

Teilrevision denkbar. Dabei gilt es auch die Festlegung aus dem kommunalen Richtplan für 

ein neues Zentrumsgebiet Riedsteg/Grossdorf zu berücksichtigen. Weiter ist zu prüfen, ob 

die Firstrichtungen für alle Gebäude in den Kernzonen vorgegeben werden sollen.  

Aufhebung Gewässerab-
standslinien  

Handlungsbedarf bezüglich 
der Kernzonenpläne 
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7 Planungsablauf 

7.1 Projektorganisation 

Für die Erarbeitung der Teilrevision der Nutzungsplanung wurde eine Arbeitsgruppe einge-

setzt. In der Arbeitsgruppe wurden Entscheide getroffen und die Unterlagen dem Gemein-

derat zur Beurteilung vorgelegt. Der Gemeinderat befindet über die erarbeiteten Unterla-

gen und verabschiedet zuhanden der weiteren Verfahrensschritte. 

Die Arbeitsgruppe besteht aus den folgenden Personen: 

– Hansruedi Bosshard, Ressortvorsteher Bau und Präsident der Baukommission 

– Jürg Kurath, Mitglied der Baukommission 

– Christof Wegmann, Mitglied der Baukommission 

– Oliver Räss, Abteilungsleiter Bau + Planung 

– Linda Werner, Fachbereichsleiterin Bauverfahren 

Die strategische Führung der Arbeiten obliegt dem Gemeinderat.  

7.2 Zeitlicher Ablauf 

Der Gemeinderat Uetikon am See hat die Arbeiten zur Teilrevision mit Beschluss ausgelöst. 

Im Rahmen der Teilrevision wurden die folgenden Arbeitsschritte durchlaufen. 

Zeitpunkt Ablauf 

Dezember 2023 Start Teilrevision Nutzungsplanung 

Januar 2024 – Februar 2025 Erarbeitung Planungsunterlagen  

27. Februar 2025 Verabschiedung Teilrevision zuhanden der 
kantonalen Vorprüfung sowie öffentlichen 
Auflage und Anhörung  

Ab März 2025 Kantonale Vorprüfung 

21. März – 19. Mai 2025 öffentliche Auflage sowie Anhörung der 
neben- und übergeordneten Planungsträ-
ger 

31. März 2025 öffentliche Informationsveranstaltung  

ab Mai 2025 Überarbeitung Planungsunterlagen 

08. Dezember 2025 Festsetzung durch Gemeindeversammlung 

TT.MM.JJJJ Genehmigung durch Baudirektion 

 

7.3 Kantonale Vorprüfung 

Mit Gemeinderatsbeschluss vom TT.MM.JJJJ wurde der Entwurf der Teilrevision nach § 87a 

PBG zur Vorprüfung durch das Amt für Raumentwicklung freigegeben. 

7.4 Anhörung und öffentliche Auflage  

Die Vorlage BZO-Revision 2024 wurde nach § 7 PBG vom TT.MM. bis TT.MM.JJJJ während 

60 Tagen öffentlich aufgelegt und die nebengeordneten Planungsträger angehört. 

Erarbeitung in einer 
Arbeitsgruppen 

Arbeitsgruppe 

Gemeinderat 
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Die nichtberücksichtigten Einwendungen aus der Anhörung und öffentlichen Auflage sind 

mit der Begründung der Ablehnung auszuführen. Je nach Umfang und Relevanz sind die 

Einwendungen in einem separaten Dokument, dem Bericht zu den nicht berücksichtigten 

Einwendungen, zu behandeln. 

Hinweis zu den Einwendungen der öffentlichen Auflage und Anhörung der Nachbargemein-

den sowie Zürcher Planungsgruppe Pfannenstil / Bericht zu den nicht berücksichtigten Ein-

wendungen 
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Anhänge 

 

A Summarische Übersicht Mehrwertprognose (kantonaler Mehrwert-

ausgleich) 

 



Summarische Übersicht Mehrwertprognose
Kantonaler  Mehrwertausgleich

Gemeinde Uetikon a.S.
Mutationsnummer 0159-NP-0014
Projektname
Datum (Export) 13.03.2025
Phase Prognose
Status der Planungsmassnahme abgeschlossen

Anzahl Fälle (abgeschlossen und offen) 9

Anzahl Fälle (abgeschlossen) 9

Mehrwert in Fr. 320’009                   

Bemerkungen kantonal

Diese Übersicht beinhaltet die Werte sämtlicher vom kantonalen Mehrwertausgleich 
betroffenen Parzellen nach dem aktuellen Stand der Planung.
Da Anpassungen nicht auszuschliessen sind, sind auch die Fälle berücksichtigt, die unter 
der Freigrenze von Franken 30'000.- liegen.

Hinweis:
Bei der summarischen Berechnung werden nur positive Mehrwerte berücksichtigt.

Kanton Zürich
Baudirektion
Amt für Raumentwicklung


